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Bereits zum dritten Mal lädt die 
HFUK Nord die kommunale Fami-
lie zum ausführlichen Dialog ein: 
Am 27./28.09.2012 findet das 
3. HFUK-Kommunalforum in der 
Ostsee-Akademie Lübeck-Tra-
vemünde statt. Zielgruppe der 
Tagung sind die leitenden Mitar-
beiter der Städte und Gemeinden 
als Träger der Feuerwehren sowie 
die Führungskräfte der Feuer-
wehren selbst. Unter dem Motto 
„Feuerwehr – brenzlige Zukunft?“ 
erwartet die Teilnehmer ein inter-
essanter Themenmix. Unter ande-
rem wird es Beiträge zur Produkt-
haftung, arbeitsmedizinischen 
Vorsorge, Fahrzeugtechnik, Haf-
tungsablösung, Psychosozialen 
Notfallversorgung von Feuer-
wehrangehörigen sowie zur Inklu-
sion von Menschen mit Behinde-
rungen in die Feuerwehr geben. 
Zu diesem Thema ist auch eine 
Podiumsdiskussion geplant. Der 
erste Tag der Tagung klingt am 27. 
September bei einer Abendver-
anstaltung mit rustikalem Spezi-
altäten-Buffet aus, die zu regem 
Austausch und interessanten 
Gesprächen einlädt.
Die registrierten Teilnehmer des 
HFUK-Kommunalforums 2010 
erhalten automatisch eine Einla-
dung mit Anmeldeformular. Zu-
sätzliche Anmeldemöglichkeiten 
über: Hanseatische Feuerwehr-
Unfallkasse Nord, Frau Ruge, Tel.: 
0431 / 603-1399 und voraussicht-
lich ab Mitte April im Internet:
www.hfuk-nord.de.

Neue Datenbank für die Prävention

Wenn es um die Unfallgefahren und Risiken im Feuerwehrdienst geht, 
wollen die Feuerwehr-Unfallkassen künftig mehr sehen, als nur die 
„Spitze des Eisberges“. Bisher blieb die Masse der Beinahe-Unfäl-
le oder der kritischen Situationen im Verborgenen oder – wie beim 
Eisberg – unter der Oberfläche. Deshalb betreibt die Arbeitsgemein-
schaft der Feuerwehr-Unfallkassen seit Februar 2012 im Internet die 
neue Datenbank FUK-CIRS, um den tatsächlichen Unfallursachen im 
Feuerwehrdienst weiter auf die Spur zu kommen. Damit sollen die 
bisher geführten Statistiken ergänzt und die Präventionsstrategien 
präzisiert werden.

Mit Hilfe der Datenbank sollen 
erstmals keine meldepflichtigen 
Arbeitsunfälle, sondern „kritische 

Situationen“, die zum Unfall hät-
ten führen können, dokumentiert 
werden. Folgerichtig steht „CIRS“ 

damit für „Critical Incident Report 
System“ übersetzt: „Datenbank 
für kritische Ereignisse/Vorfälle“. 
Die neue Datenbank wurde schon 
im Dezember 2011 auf dem FUK-
Forum Sicherheit in Hamburg 
vorgestellt. Sie wurde in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für 
Management in der Notfallme-
dizin (IMN), Münster, entwickelt 
und steht seit wenigen Wochen 
im Internet unter www.fuk-cirs.de 
zur Verfügung.

Die „Schwein gehabt“-Datenbank
FUK-CIRS soll mit dazu beitragen, 
die Frage zu beantworten, wann 
aus einem Risiko Unfälle wer-
den und ob die Schwere eines 
Unfalls eventuell nur dem Zufall 
geschuldet ist. Der Theorie der 
„Gefahrenpyramide“ folgend, 
kommen auf einen Unfall 29 
Zwischenfälle und 300 Beinahe-
Unfälle ohne weitere Folgen, die 
man ohne Weiteres als kritische 
oder gefährliche Situationen 
ansehen kann. Wenn man also 
nicht „Schwein“ gehabt hätte, 
wäre es vielleicht zu schweren 
Verletzungen gekommen. Doch 
wer nimmt diese kritischen Situ-
ationen zur Kenntnis, wertet sie 
aus, zieht die Lehren daraus und 
setzt sie präventiv in die Praxis 
der Übungs- und Einsatzdienste 
um? „Det is jerade noch mal jut 
jejangen“, „Schwein gehabt“, 
„bloß nicht darüber reden“, sind 
gemeinhin die Reaktionen.

Weiter auf Seite 4

Feuerwehre besser gegen Ge-
walt geschützt
>> Seite 3

Start für FUK-CIRS

Gesetzesänderung

3. HFUK-Kommunalforum 
am 27./28. September 2012
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Das hohe Sicherheitsrisiko plat-
zender Druckschläuche für Ein-
satzkräfte hat zu einer Fachemp-
fehlung des Fachausschusses 
Technik der deutschen Feuer-
wehren geführt, in der der Quali-

tät bei der Beschaffung Vorrang 
vor dem Preis gegeben wird. Das 
gemeinsame Gremium des Deut-
schen Feuerwehrverbandes (DFV) 
und der Arbeitsgemeinschaft der 
Leiter der Berufsfeuerwehren 
(AGBF) beklagt, dass bei einigen 
Feuerwehren bis zu 50 Prozent 
der beschafften Druckschläuche 
wegen mangelnder Qualität aus-
gefallen seien, obwohl nach der 
geltenden Norm DIN 14811 gefer-
tigt worden sei. Die Defekte sind 
in erster Linie auf geänderte Fer-
tigungsverfahren bei Schläuchen 
und Kupplungen zurückzuführen. 

Mit dem EU-Binnenmarkt wurden 
die Prüfstellen für Feuerwehraus-
rüstung und -geräte geschlossen. 
Das hat zu unterschiedlichen 
Qualitäten bei Schläuchen und 
Schlauchkupplungen geführt, 
obwohl nach Norm produziert 

Empfehlung

Beschaffung von Druckschläuchen
wird. Druckschläuche, bei deren 
Konstruktion und Herstellung nur 
das Bestehen der normativ vorge-
schriebenen Zulassungsprüfung 
angestrebt werde, seien unter 
Umständen billiger. Unter Abwä-
gung der Sicherheitsaspekte 
spricht sich der Fachausschuss für 
die Beschaffung von Qualität aus 
und liefert eine Liste von Anfor-
derungen mit, die bei Ausschrei-
bungen mit dem Auftragnehmer 
ergänzend zur DIN 14811 verbind-
lich vereinbart werden sollte.

Die Fachempfehlung des Fachaus-
schusses Technik „Anforderungen 
an die Qualität von Druckschläu-
chen für die Feuerwehr“ steht auf 
der Homepage des DFV zum Her-
unterladen bereit, unter:

www.feuerwehrverband.de/fe-
qualitaet-druckschlaeuche.html

Meldung

Sicher absitzen
Vorwärts aufsitzen, rückwärts absit-
zen und dabei die Handgriffe des 
Fahrzeugs benutzen: Diese und 
weitere Grundregeln gelten für das 
sichere Verlassen des Feuerwehr-
fahrzeugs. Immer wieder werden 
die Regeln missachtet und Feuer-
wehrangehörige erleiden beim Ein- 
und Aussteigen Unfälle. Die HFUK 
Nord hat in Kooperation mit der 
FUK Mitte ein Plakat entwickelt, um 
die Umsetzung der Präventions-
maßnahmen zu unterstützen.
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Die Kampagne „Risiko raus!“ der gesetzlichen Unfallversicherung hat 
sich in den letzten beiden Jahren dem sicheren Fahren und Transportie-
ren gewidmet und Millionen Menschen in Betrieben und Bildungsein-
richtungen mit ihrer Botschaft erreicht.

Auch die Feuerwehr-Unfallkas-
sen hatten sich an der „Risiko 
raus!“-Kampagne beteiligt – mit 
speziell auf die Feuerwehren 

Abgeschlossen:

Kampagne „Risiko raus!“

ausgerichteten Aktionen und 
Projekten. Durch die Arbeitsge-
meinschaft der Feuerwehr-Unfall-
kassen Deutschlands wurde ein 

Medienpaket „Sicher fahren und 
transportieren“ entwickelt und 
an die Freiwilligen Feuerwehren 
ausgegeben. Die HFUK Nord und 
die FUK Mitte gaben 3.200 Sit-
zerhöhungen für den sicheren 
Transport von Jugendfeuerwehr-
leuten in Feuerwehrfahrzeugen 
an Freiwillige Feuerwehren aus. 
Als Kooperationsprojekt der HFUK 
Nord und der FUK Mitte entstand 
der Internet-Clip „Ankommen! 
Nicht umkommen.“, der auf die 
Gefahren auf dem Weg zum Feuer-
wehrhaus nach einer Alarmierung 
hinweist. Im Internet:
www.hfuk-nord.de

Der Abschlussbericht zur Kam-
pagne ist in Printform beim DGUV 
erhältlich, die Online-Version des 
Berichtes ist im Internet veröffent-
licht worden:
www.dguv.de/risikoraus

Medienpakete

Für die Unfallverhütungsarbeit in 
den Feuerwehren gibt die Arbeits-
gemeinschaft der Feuerwehr-Un-
fallkassen Medienpakete zu ver-
schiedenen Themen heraus. Sie 
bestehen aus einem ca. 15-min. 
Videofilm und einem Begleitheft 
zur Gestaltung einer Unterrichts-
stunde. Einige Filme stehen zum 
Herunterladen zur Verfügung. Aus 
urheberrechtlichen Gründen kön-
nen die Medienpakete erst im Fol-
gejahr des Erscheinens zum Down
load bereitgestellt werden.
www.hfuknord.de, Navigation: 
„Service und Downloads“, 
„Download-Prävention“,
„Medienpaket-Filme“
www.fuk-mitte.de, www.fukbb.de

Recht

In der Schleswig-Holsteinischen Landeshauptstadt Kiel wurde in der 
Silvesternacht ein Stein auf ein Löschfahrzeug der Feuerwehr 
geschleudert, der eine Seitenscheibe durchschlug. Dabei wurden ein 
Feuerwehrangehöriger leicht verletzt und das Feuerwehrfahrzeug 
beschädigt. Wenngleich es in Silvesternächten immer wieder zu Aus-
nahmezuständen kommt, sind dergleichen Vorfälle nicht auf den Jah-
reswechsel beschränkt und es ist eine Eskalation der Gewaltbereit-
schaft auszumachen.

Vollstreckungsbeamte werden 
immer wieder bei der Ausübung 
ihrer Tätigkeit Opfer von Gewalt. 
Die Polizeiliche Kriminalstatistik 
weist bei den als Widerstand 
gegen die Staatsgewalt erfassten 
Vorfällen zwischen 1999 und 

Feuerwehr besser gegen ziellose 
Gewalt geschützt

2008 eine Steigerung um 30,74 
Prozent auf. Insbesondere Poli-
zeibeamte tragen ein erhebliches 
Risiko, bei der Durchsetzung 
staatlicher Vollstreckungsakte 
angegriffen zu werden. Aber auch 
Feuerwehren, Rettungsdienste 

Polizeibeamte, Feuerwehrleute 
und Hilfeleistende des Katastro-
phenschutzes oder eines Ret-
tungsdienstes einen besseren 
strafrechtlichen Schutz vor gewalt-
tätigen Angriffen. Das entspre-
chende Gesetz ist am 5. November 
in Kraft getreten. Polizeibeamte 
und andere Einsatzkräfte sind im 
Dienst Ziel brutaler Angriffe. Der 
Gesetzgeber hat im Strafgesetz-
buch eine Strafverschärfung vor-
genommen und Feuerwehrleute 
und Hilfeleistende des Katastro-
phenschutzes mit einbezogen. 

Das im November im Bundesge-
setzblatt veröffentlichte Gesetz 
sieht unter anderem folgende 
Änderungen vor: Im § 113 Strafge-
setzbuch – Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte – wird die 
Höchststrafe des Regelstrafrah-
mens von zwei auf drei Jahre 
erhöht.

§ 114 Strafgesetzbuch nimmt Hil-
feleistungen des Katastrophen-
schutzes oder eines Rettungs-
dienstes in diesen erhöhten 
Schutz auf und stellt klar, dass 
sämtliche Rettungsdienste vom 
Schutzbereich der Vorschrift 
erfasst werden. 

Quelle: DStGB Aktuell vom 11.11.2011

Gesetzgeber greift durch

Aus dem StGB 

§ 113 Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte

(2) In besonders schweren Fällen 
ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 
Ein besonders schwerer Fall liegt 
in der Regel vor, wenn

1. der Täter oder ein anderer Betei-
ligter eine Waffe oder ein anderes 
gefährliches Werkzeug bei sich 
führt, um diese oder dieses bei 

der Tat zu verwenden, oder
2. der Täter durch eine Gewalttä-
tigkeit den Angegriffenen in die 
Gefahr des Todes oder einer 
schweren Gesundheitsschädi-
gung bringt.

§ 114 Widerstand gegen Per-
sonen, die Vollstreckungsbeam-
ten gleichstehen

(3) Nach § 113 wird auch bestraft, 
wer bei Unglücksfällen oder 
gemeiner Gefahr oder Not Hilfe-
leistende der Feuerwehr, des 

Besserer Strafrechts-
schutz für Feuerwehrleute

und Katastrophenschutzangehö-
rige werden heute ohne Rücksicht 
auf ihre Aufgabenwahrnehmung 
angegriffen. Der Deutsche Feuer-
wehrverband (DFV) hat sich dafür 
eingesetzt, dass Angriffe auf die-
se Einsatzkräfte genau so hart 
sanktioniert werden wie Angriffe 
auf Polizisten. „Schläge gegen 
Feuerwehrleute oder bewusste 
Sabotage an ihren Geräten sind 
leider in verschiedenen Milieus 
gesellschaftsfähig geworden. 
Deshalb begrüßen wir die Ver-
schärfung des Strafgesetzbuches 
sehr. Der Deutsche Bundestag hat 
damit ein starkes Signal gesetzt, 
dass Übergriffe auf Menschen, 
die helfen, durch nichts zu recht-
fertigen sind“, sagt Feuerwehr-
Präsident Hans-Peter Kröger.
Mit der Gesetzesänderung ist ein 
Systemwechsel vollzogen wor-
den, der klarstellt, dass Einsatz-
kräfte einen Schutzraum für hilfe-
suchende Bürgerinnen und Bür-
ger bilden, der unantastbar ist. 
Das Gesetz basiert auf einem Ent-
wurf der Bundesregierung, die ein 
Anliegen des Bunderates aufgriff. 
Dieser hatte ausgeführt, dass der 
strafrechtliche Schutz staatlicher 
Vollstreckungshandlungen aus 
Sicht der Länder nicht mehr aus-
reichend gewährleistet sei.

Katastrophenschutzes oder eines 
Rettungsdienstes durch Gewalt 
oder durch Drohung mit Gewalt 
behindert oder sie dabei tätlich 
angreift.

§ 305a Zerstörung wichtiger 
Arbeitsmittel

Wer rechtswidrig
2. ein für den Einsatz wesent-
liches technisches Arbeitsmittel 
der Polizei, der Bundeswehr, der 
Feuerwehr, des Katastrophen-
schutzes oder eines Rettungs-

dienstes, das von bedeutendem 
Wert ist, oder
3. in Kraftfahrzeug der Polizei, der 
Bundeswehr, der Feuerwehr, des 
Katastrophenschutzes oder eines 
Rettungsdienstes ganz oder teil-
weise zerstört, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft.

Fassung aufgrund des Vierundvier-

zigsten Gesetzes zur Änderung des 

Strafgesetzbuchs - Widerstand gegen 

Vollstreckungsbeamte vom 01.11.2011 

(BGBl. I S. 2130) m.W.v. 05.11.2011.

Mit Steinen beschossen: Feuerwehrfahrzeug in Kiel-Mettenhof.



FUK-dialog | März 20124 FUK-dialog | März 2012 5

Fortsetzung Leitartikel: Start für FUK-CIRS Trügerische Sicherheit

Der Mensch und die Fehler
Folgt man Dr. Christopher Niehues 
vom IMN, fehlt im Risikomanage-
ment der Feuerwehr die richtige 
Fehlerkultur. Gemeinhin gilt: Wo 
Menschen arbeiten, passieren 
auch Fehler. Diese Fehler haben 
meist systematisch-organisato-
rische Ursachen. Vielfach soll die-
se Erkenntnis für die Feuerwehr 
jedoch nicht gelten. Der Corpsgeist 
ist wichtig und „gepetzt“ wird 

schon gar nicht. Werden Fehler 
jedoch permanent verschwiegen, 
wiederholt sich der gleiche Fehler 
immer wieder. Da dies für die Feu-
erwehr-Unfallkassen ein unhalt-
barer Zustand ist, soll die Möglich-
keit geschaffen werden, bundes-
weit aus „Beinahe-Unfällen“ zu 
lernen. Nur darauf kommt es an.

Meldung an www. fuk-cirs.de
Bei einer Meldung ist die Wahrung 

der Anonymität für das Vertrau-
en und die Motivation eiserner 
Grundsatz. Hinzu kommt, dass 
die Wahrung der Anonymität 
nur bei überregionalen Risiko-
management-Systemen funkti-
oniert. So soll auf die Angaben 
von Datum, Ort und Zeit verzich-
tet werden. Fotos werden eben-
falls nicht veröffentlicht. Damit 
wird auch rechtlichen Risiken 
begegnet. Strafverfolgung oder 

Produkthaftung und Sachmängelgewährleistung

Feuerwehrangehörige müssen sich vollkommen auf ihre PSA und ihr 
„Handwerkszeug“ verlassen können, wenn es um ihre Sicherheit 
geht. Laut Produkthaftungsgesetz ist eine Sache „frei von Sachmän-
geln, wenn sie bei Gefahrübergang die vereinbarte Beschaffenheit 
aufweist“.

Einen Fehler weist ein Produkt 
hingegen auf, wenn „es nicht 
die Sicherheit bietet, die unter 
Berücksichtigung aller Umstän-
de in berechtigter Weise erwartet 

werden kann“. Wird aufgrund des 
Fehlers eines Produkts jemand 
getötet, sein Körper oder seine 
Gesundheit verletzt oder eine 
Sache beschädigt, so ist der 

Hersteller des Produkts verpflich-
tet, die daraus entstehenden 
Schäden zu ersetzen. Kommt ein 
Feuerwehrangehöriger aufgrund 
dieser Sachlage zu einem Scha-
den, gilt dieser als Arbeitsunfall 
und die Feuerwehr-Unfallkassen 
erbringen die üblichen Entschä-
digungsleistungen. Gleichzeitig 
prüfen sie die Durchsetzung der 
Schadensersatzansprüche nach 
dem Produkthaftungsgesetz. Die-
se gehen in Höhe der von ihnen 
erbrachten Leistungen an den 
Unfallversicherungsträger über.

Für den Hersteller gelten bei der 
Produktion verbindliche Sicher-
heitsvorschriften. Darüber hinaus 
ist es unter Sicherheitsaspekten 
ratsam, die AGB des Lieferanten 
bei der Bestellung zu präzisieren: 
„Entsprechend § 5 der Unfallver-
hütungsvorschrift „Grundsätze 
der Prävention“ (GUV-V A 1) wird 
hiermit verbindlich vereinbart, 
dass der Auftragnehmer (Verkäu-
fer) verpflichtet ist, nur solche 
Waren zu liefern, die den für den 
Auftraggeber (Käufer) geltenden 
staatlichen Arbeitsschutzvor-
schriften, Unfallverhütungsvor-

schriften sowie den anerkannten 
sicherheitstechnischen und 
arbeitsmedizinischen Regeln ent-
sprechen.“

Für die Beschaffung von PSA, 
Materialien, Geräten und Fahr-
zeugen gibt es Anleitungen, Form-
texte und Fachempfehlungen des 
Fachausschusses Technik der 
AGBF Bund und des DFV sowie 
Hilfestellungen von Seiten der 
Feuerwehr-Unfallkassen. Einige 
Grundsätze: 1.Für die Feuerwehr 
beschafft man PSA und Geräte 
nicht nebenbei. 2. Die öffentliche 
Hand, die Feuerwehren und ihre 
Verbände sowie die Unfallversi-
cherungsträger wenden Zeit und 
Geld auf, um Sicherheitsstan-
dards national wie international 
zu definieren (DIN, KAN, CEN, ISO 
usw.), 3. Bei der Beschaffung von 
PSA muss die Sicherheit und nicht 
der Preis im Vordergrund stehen, 
4. Eine geforderte Wirtschaftlich-
keit bei der Beschaffung sollte 
nicht mit Niedrigstpreis verwech-
selt werden, 5. Es gilt weiterhin 
die Weisheit: Wer billig kauft, 
kauft zweimal.

Regresse von Versicherungsträ-
gern sind von Vornherein ausge-
schlossen. Schließlich ist nicht 
entscheidend, wer einen Fehler 
gemacht hat, sondern wie und 
warum es zu einem Fehler gekom-
men ist, der hätte vermieden wer-
den können.

Fehler lassen die Gefährdung 
wachsen
Mit der einer zunehmenden Zahl 
von Fehlern wächst die Gefähr-
dung im Feuerwehrdienst. Diese 
Gefährdungen sollen identifiziert, 
analysiert und abgestellt werden. 
Dafür sind in der Datenbank-
Maske von FUK-CIRS nur wenige 
Eingaben notwendig. Abgefragt 
werden beispielsweise

∙	 Art der Feuerwehr
∙	 Mannschaftsstärke
∙	 Beteiligter oder Beobachter
∙	 Wochentag / Nacht /Tag
∙	 Art des Einsatzes / Feuerwehr-

dienstes
∙	 Ursache des aufgetretenen 

Mangels
∙	 Beschreibung des Hergangs
∙	 Reaktion auf das Ereignis
∙	 Vorschlag zur Vermeidung des 

Ereignisses

Nach maximal fünf bis acht Minu-
ten ist der Fragebogen ausgefüllt 
und mit einem „click“ an die Feu-
erwehr-Unfallkasse elektronisch 
versandt.

Fachbeirat sammelt & analysiert
Neben den Aspekten der Anony-
mität und der überregionalen Ziel-
setzung soll die Einrichtung eines 
Fachbeirates ein hohes Qualitäts-
niveau des FUK-CIRS sicherstel-
len. Der Fachbeirat des FUK-CIRS 
besteht aus Experten der Feuer-
wehr-Unfallkassen und externen 
Beratern, die über Erfahrungen 
im Bereich Risikomanagement 
verfügen. Mit jeder Meldung wird 
somit auch das Risikomanage-
ment in der Feuerwehr sicherer.

4. FUK-Forum Sicherheit
Die 4. Fachtagung Forum Sicher-
heit der Feuerwehr-Unfallkassen 
hat wichtige Impulse für mehr 
Sicherheit im Feuerwehrdienst 
gegeben. Darüber hinaus gingen 
zwei Projekte der Feuerwehr-
Unfallkassen aus der Veranstal-
tung hervor: die Datenbank FUK-
CIRS für die Meldung kritischer 
Ereignisse bzw. Beinaheunfälle 
(siehe Leitartikel) und der mit 
10.000 Euro dotierte Präventi-
onspreis der Feuerwehr-Unfall-
kassen. 

Im Mittelpunkt des FUK-Präven-
tionspreises stehen innovative 
Ideen für die Prävention sowie den 

Arbeits- und Gesundheitsschutz 
in den Feuerwehren. Bis zum 30. 
Juni 2013 können kommunale 
Feuerwehren aus den Geschäfts-
gebieten der Feuerwehr-Unfall-
kassen sowie Hersteller von Feu-
erwehrausrüstungen und -geräten 
ihre Teilnahmebewerbungen bei 
ihrer zuständigen Feuerwehr-
Unfallkasse einreichen.

Weitere Tagungsbeiträge stehen 
zum Herunterladen im Internet zur 
Verfügung: www.hfuk-nord.de. 
Zusätzlich sind sie zum Teil als 
Mitschnitt des Feuerwehrsenders 
„Radio 112“ nachzuhören:
www.radio-112.de
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Arbeitsschutzrecht schlecht übertragbar

Fährt EU Feuerwehren gegen die Wand?
Klausurtagung in Potsdam

Selbstverwaltung auf der Schulbank

Der Deutsche Feuerwehrverband 
(DFV) sieht die Existenz der Frei-
willigen Feuerwehren durch die 
Arbeitszeitrichtlinie der Europä-
ischen Union bedroht. Durch die 
gesetzliche Einbeziehung des 

ehrenamtlichen Engagements in 
die maximale Wochenarbeitszeit 
von 48 Stunden für Arbeitnehmer 
könnte der Einsatz der Freiwilli-
gen Feuerwehren gefährdet wer-
den: „Das Ehrenamt wäre damit 

weitgehend unmöglich gemacht“, 
erklärte DFV-Präsident Kröger 
in Berlin. „Wir sehen die große 
Gefahr, dass uns durch Rechtspre-
chung künftig ein enges Korsett für 
das ehrenamtliche Engagement 
angelegt wird“, befürchtete der 
DFV-Präsident. Der Feuerwehrver-
band ist der festen Überzeugung, 
dass die EU-Arbeitszeitrichtlinie 
für die Freiwilligen Feuerwehren 
nicht gelten kann. Deshalb wird 
eine Aufnahme der Freiwilligen 
Feuerwehren in die EU-Richtlinie 
abgelehnt. Sollte diese Rege-
lung durchkommen, wäre es in 
Deutschland für gut 1.036.000 
Männer und Frauen schwierig, 
wenn nicht gar unmöglich, den 
ehrenamtlichen Einsatzdienst 
in den Freiwilligen Feuerwehren 
zu versehen. Auf die Städte und 
Gemeinden, die nach den Brand-
schutzgesetzen der Länder Feu-
erwehren als Pflichtaufgabe zu 
unterhalten haben, kämen große 
finanzielle Belastungen zu.

Nach der Sozialwahl 2011 und 
den konstituierenden Sitzungen 
ihrer Vertreterversammlungen und 
der Vorstände hatten die Feuer-
wehr-Unfallkassen vom 28.02. bis 
01.03.2012 nach Potsdam geladen, 
um die ehrenamtlichen Mitglieder 
der Gremien in die „Geheimnisse 
der Selbstverwaltung“ bei den 
Unfallversicherungsträgern einzu
weihen. Gut 70 Bürgermeister, 
Landräte, Feuerwehrführer und 
Beauftragte waren dem Ruf der Feu-
erwehr-Unfallkassen gefolgt. Aus-
richter der Klausurtagung war die 
FUK Brandenburg. Auch wenn die 
Kommunalvertreter die Klaviatur 
der kommunalen Selbstverwaltung 
genau kennen, konnten sie doch 
Unterschiede zur gesetzlichen 

Unfallversicherung erkennen. Das 
„Geheimnis“ der Selbstverwaltung 
in diesem Bereich ist die Parität. 
Jedes Selbstverwaltungsgremium 
und auch jeder Ausschuss ist mit 
der gleichen Zahl von Versicherten 
(Feuerwehrführern) und Kosten-
trägern (Bürgermeister, Amtsleiter 
o.ä.) besetzt. Es gibt keine Stim-
mengewichtung und keine Stim-
menmehrheit. Die ehrenamtliche 
Selbstverwaltung ist in der gesetz-
lichen Unfallversicherung also zum 
Konsens verpflichtet.

Hauptamt für das Ehrenamt
Referenten der Klausurtagung 
waren die Geschäftsführerinnen 
und Geschäftsführer der Feuer-
wehr-Unfallkassen. Dieter Ernst 

begrüßte die Teilnehmer und 
sprach für die FUK Brandenburg 
zum Thema Leistungen. Gabriela 
Kirstein und der Leiter der Prä-
vention, Jürgen Kalweit, gaben 
einen Überblick über den gesetz-
lichen Auftrag zur Prävention und 
beispielhafte Projekte. Über die 
Feuerwehr-Unfallkassen im Sys-
tem der Sozialversicherung refe-
rierte Thomas Wittschurky, FUK 
Niedersachsen. Iris Petzoldt, FUK 
Mitte, informierte über die Auf-
gaben der Selbstverwaltung. Mit 
einem „Markt der Möglichkeiten“ 
wurde den Tagungsteilnehmern 
ein Ausschnitt aus Aktivitäten 
und Projekten der Feuerwehr-
Unfallkassen auf dem Gebiet der 
Prävention gezeigt.

Der kleine Unterschied 
Zu den Besonderheiten in der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
zählen die alleinige Beitrags-
pflicht der Unternehmer (Städte 
und Gemeinden) und der gesetz-
liche Auftrag, „mit allen geeig-
neten Mitteln“ Prävention und 
Rehabilitation zu betreiben. Erste 
Aufgabe für die Feuerwehr-Unfall-
kassen ist somit die Verhütung 
von Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten sowie von arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren. 
Die FUKen sind auch verpflichtet, 
den Ursachen von Unfällen und 
Erkrankungen nachzugehen.

Es ist soweit. Während das poli-
tische Europa und der Euro ums 
Überleben kämpfen, arbeitet 
die EU-Kommission in Ruhe an 
ihren EU-Richtlinien weiter. So 
auch an der Arbeitszeitrichtli-
nie, die Arbeiter bei der Arbeit 
schützen soll. Diese Richtlinie, 
die die wöchentliche Arbeitszeit 
auf 48 Stunden begrenzt, und 
in staatliches Recht oder Unfall-
verhütungsvorschriften ein-
fließt,  liegt genau auf der Linie 
der EU-Sozialpolitik und wird 
unter Beteiligung der Sozialpart-

ner (Arbeitgeber und Gewerk-
schaften) aber nicht mit den 
tatsächlich Betroffenen verhan-
delt. Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehren sind keine Arbeiter 
oder Beschäftigte. Hier irrt der 
zuständige EU-Kommissar Lász-
ló Andor. Ein Blick ins deutsche 
Sozialgesetzbuch (SGB) würde 
Klarheit schaffen. Diese neuar-
tige EU-Interpretation wäre ein 
Sargnagel für die Freiwilligen 
Feuerwehren im deutschspra-
chigen Europa. Eine eigenständi-
ge UVV „Feuerwehren“, die den 

Lediglich Ärzte mit arbeitsmedizi-
nischer Fachkunde sind berech-
tigt, in Betrieben betriebsärztlich 
tätig zu werden, aber die Arbeits-
mediziner in Deutschland werden 
knapp. Das hat auch unmittelbare 
Auswirkungen auf die arbeitsme-
dizinische Vorsorge von Atem-
schutzgeräteträgern nach dem 

BG-Grundsatz „Atemschutz“ G 26 
(siehe Bericht im FUK-Dialog vom 
März 2011). Nach Angabe der 
Bundesärztekammer sind von den 
12.233 Betriebsärzten und Fach-
kräften für Arbeitssicherheit 
(Stand 31.12. 2010) 4.831 Ärzte 65 
Jahre und älter sowie 1.647 zwi-
schen 60 und 64 Jahre. Bei den 

Arbeitsmedizin

Nachwuchsförderung in Aussicht
jüngeren Ärzte sind es 246 in der 
Gruppe der 35- bis 39-Jährigen (-16 
% gegenüber dem Vorjahr) und 
840 bei den 40- bis 44-Jährigen 
(-10,4 %). Diese Zahlen belegen, 
dass in den nächsten Jahren deut-
lich mehr Betriebsärzte aus dem 
Arbeitsleben ausscheiden, als 
nachwachsen werden. Mittlerwei-
le hat die Politik das Problem 
erkannt und trifft erste Maßnah-
men zur Nachwuchsförderung in 
der Betriebsmedizin. Im Oktober 
2010 wurde in der 87. Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz (ASMK) 
über die „Sicherung des arbeits-
medizinischen Nachwuchses“ 
sowie einen Bericht des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozi-
ales (BMAS) beraten und darauf 
hingewiesen, dass das Fachgebiet 

Arbeitsmedizin in medizinischen 
Kreisen offensichtlich noch nicht 
ausreichend präsent sei. Die 87. 
ASMK stellte ferner fest, dass die 
langfristige Sicherung des arbeits-
medizinischen Nachwuchses drin-
gend Beiträge aller Akteure erfor-
dere. Der Ausschuss für Arbeits-
medizin (AfAMed) ist beauftragt 
worden, eine Konferenz zur Siche-
rung des arbeitsmedizinischen 
Nachwuchses vorzubereiten, die 
in diesem Jahr stattfinden soll.  
Auf Grundlage einer von der Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin beauftragten Stu-
die zum voraussichtlichen Bedarf 
an arbeitsmedizinischen Leistun-
gen soll eine Strategie zur Gewin-
nung neuer Arbeitsmediziner und 
Betriebsärzte entwickelt werden.

Freiwilligen Feuerwehren und 
den übrigen Hilfeleistungsun-
ternehmen staatliches Arbeits-
schutzrecht maßgerecht auf den 
Leib schneidert, ist allein ziel-
führend, auch wenn im BMAS 
weiterhin Vorbehalte bestehen. 
Ehrenamtlicher Dienst in der 
Freiwilligen Feuerwehr ist keine 
„Arbeit“! Mit gutem Grund steht 
auf den Fahnen der Feuerwehr 
„Gott zur Ehr‘ – dem Nächsten 
zur Wehr“ und nicht „gerechter 
Lohn für gerechte Arbeit“. Wer 
die „Arbeitszeit“ auf 48 Stunden 

in der Woche begrenzt und die 
ehrenamtliche (Freizeit-)Tätig-
keit zur normalen Arbeitszeit 
hinzurechnet, rüttelt an den 
Grundfesten der Freiwilligen 
Feuerwehren als Organisation 
der Gefahrenabwehr. Dies mag 
zwar neue, bezahlte Arbeits-
plätze schaffen. Sie werden den 
Städten und Gemeinden aber 
sehr teuer zu stehen kommen

Lutz Kettenbeil

Fachbereichsleiter Sozialwesen im 

Deutschen Feuerwehrverband (DFV)

Kommentar zum Arbeitszeitrecht

Teurer Sargnagel oder sozial?

Baustelle UVV „Feuerwehren“ 
Die gleichen Schwierigkeiten 
ergeben sich bei der Novellierung 
der Unfallverhütungsvorschrift 
(UVV) „Feuerwehren“. Das Bun-
desministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) sieht bis heute 
keine Notwendigkeit einer spe-
ziellen UVV für die Feuerwehren. 
Dies führt allerdings schon heute 
dazu, dass das Arbeitsschutzge-
setz (ArbSchG) mittelbar auch 
für die Versicherten in den Frei-
willigen Feuerwehren gilt. Ehren-
amtliche Freiwillige werden damit 
„Arbeitnehmern bei der Arbeit“ in 
Bausch und Bogen gleich gestellt. 
Im Ergebnis bedeutet dies, dass 
Angehörige einer Freiwilligen 
Feuerwehr nach acht Stunden 
Arbeit im Zivilberuf nur noch zwei 
Stunden Dienst in der Feuerwehr 
verrichten dürfen. Damit wird das 
bundesweite System der Freiwil-
ligen Feuerwehren „gegen die 
Wand“ gefahren.

Die paritätische Besetzung der Selbstverwaltung: Obwohl nur die Unternehmer 
Beiträge zahlen, sitzen sich Kostenträger und Versicherte gleichberechtigt ge-
genüber.
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Im Rahmen der Sozialwahlen wur-
den die Mitglieder der Selbstver-
waltungsorgane der Sozialversi-
cherungsträger neu gewählt, so 
auch bei der Feuerwehr-Unfall-
kasse Mitte. Nach einer entspre-

chenden Satzungsänderung be-
trägt die Anzahl der ordentlichen 
Mitglieder der Vertreterversamm-
lung der FUK Mitte nunmehr 16, 
acht aus Sachsen-Anhalt und 
acht aus Thüringen, jeweils zur 

Feuerwehr-Unfallkasse Mitte

Abschluss der Sozialwahlen 2011
Hälfte Vertreter der Versicherten 
und Vertreter der Träger der Feuer-
wehren. Der Vorstand setzt sich 
aus acht ordentlichen Mitgliedern 
zusammen, vier aus Thüringen 
und vier aus Sachsen-Anhalt, 
ebenfalls zur Hälfte Vertreter der 
Versicherten und Vertreter der 
Träger des Brandschutzes.

Die von den Arbeitgeberverbän-
den Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen und von den Feuerwehrver-
bänden Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen eingereichten Vorschläge 
für die Vertreterversammlung 
wurden angenommen, so dass die 
Vertreterversammlung zum 1. Juni 

als gewählt galt. In der konstitu-
ierenden Sitzung vom 24. Novem-
ber in Halle wurde Lothar Linde-
cke, Bezirksbrandmeister in 
Sachsen-Anhalt für die Gruppe 
der Versicherten, für die nächsten 
drei Jahre als Vorsitzender der 
Vertreterversammlung gewählt. 
Sein Stellvertreter ist Herr Ulrich-
Bernd Wolff von der Sahl; der Vor-
sitz wechselt nach der Hälfte der 
Wahlperiode. Durch die Vertreter-
versammlung wurde der Vorstand 
gewählt. In seiner ersten Sitzung 
wählten die Vorstandsmitglieder 
Peter Ahlgrim als Vorsitzenden 
und Lars Oschmann als stellver-
tretenden Vorsitzenden.

Spende an jüngste Brandschützer
Die Hamburger Feuerkasse hat 
880 Paar Schutzhandschuhe an 
die Jugendfeuerwehren der Han-
sestadt übergeben. Das Geld für 
die Handschuhe stammt aus der 
Präventionsförderung der Ham-
burger Feuerkasse und ist jedes 
Jahr für Projekte der Feuerwehren 
in Hamburg bestimmt. In diesem 
Jahr fiel die Förderung auf die 
Jugendwehren. Bereits in der 
Jugendfeuerwehrausbildung wird 
viel Gewicht auf die eigene Sicher-
heit gelegt. Die Jugendlichen sol-
len auf diese Weise frühzeitig für 
Gesundheitsschutz und Unfall-
verhütung sensibilisiert werden.

Der Deutsche Feuerwehrverband 
blickt auf 60 Jahre moderne 
Geschichte zurück. Am 12. Janu-
ar 1952 wurde der DFV in Fulda 
wiedergegründet, nachdem er 
sich 1936 im Nationalsozialismus 
selbst aufgelöst hatte. Entstan-
den war er 1853 auf Initiative des 
deutschen Feuerwehrpioniers 
und Unternehmers Conrad Diet-
rich Magirus, der als Erfinder der 
fahrbaren Feuerleiter gilt.

Der Vorstand der 
DGUV hat Marina 
Schröder und Dr. 
H a n s - J o a c h i m 
Wolff für weitere 
sechs Jahre als 

Vorstandsvorsitzende bestätigt. 
Der Vorsitz wird alternierend aus-
geübt und wechselt nach einem 
Jahr. Derzeit hat Marina Schröder 
den Vorsitz inne. Neue Vorsitzen-
de der Mitgliederversammlung 
sind Helmut Etschenberg und 
Manfred Wirsch.


